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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. Januar 2003
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat der
Juden in Deutschland – Körperschaft des öffentlichen Rechts –

A. Zielsetzung
Durch den Vertrag verpflichtet sich der Bund, dem Zentralrat der Juden in
Deutschland die vereinbarte Staatsleistung zu gewähren. Das Gesetz zu diesem
Vertrag soll die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewährung dieser Leis-
tung schaffen.

B. Lösung
Der Vertrag bedarf der Zustimmung in der Form eines Bundesgesetzes.

C. Alternativen
Keine

D. Kosten
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Laut Vertragsbestimmung in Höhe von 3 000 000 € jährlich. Nach fünf Jahren
kann eine Anpassung der Leistung erfolgen.

2. Vollzugsaufwand
Kein Vollzugsaufwand

E. Sonstige Kosten
Keine
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. Januar 2003 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat der Juden in Deutschland
– Körperschaft des öffentlichen Rechts –

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
(1) Dem in Berlin am 27. Januar 2003 unterzeichneten

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Zentralrat der Juden in Deutschland – Körperschaft des
öffentlichen Rechts – wird zugestimmt.

(2)  Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2
Anpassungen der Staatsleistung im Sinne des Artikels 2

Abs. 2 und des Artikels 7 des Vertrages bedürfen der Zu-
stimmung des Deutschen Bundestages in der Form eines
Bundesgesetzes.

Artikel 3
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

Artikel 1:
Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
dem Zentralrat der Juden in Deutschland bedarf nach sei-
nem Artikel 9 der Zustimmung des Deutschen Bundestages
in der Form eines Bundesgesetzes. Dieses deckt zugleich
die vom Bund eingegangenen finanziellen Verpflichtungen.

Artikel 2:
Anpassungen der Staatsleistungen bedürfen ebenfalls der
Zustimmung des Deutschen Bundestages in der Form eines
Bundesgesetzes. Dies stellt sicher, dass auch die Erbringung
der modifizierten Staatsleistung auf einer hinreichenden ge-
setzlichen Grundlage erfolgt.

Artikel 3:
Die Regelung entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 GG.
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Begründung zum Vertrag

I. Allgemeines
Der Zentralrat der Juden in Deutschland hat sich große Ver-
dienste um den Wiederaufbau des demokratischen Rechts-
staats in Deutschland erworben. Das Wiedererstehen einer
jüdischen Gemeinschaft in Deutschland nach den Verbre-
chen der Jahre 1933 bis 1945 hat wesentlich zur Wiederher-
stellung des Ansehens Deutschlands in der Welt beige-
tragen. Im Bewusstsein der besonderen historischen Verant-
wortung zur Förderung des Wiederaufbaus jüdischen Le-
bens in Deutschland und zur Verfestigung und Vertiefung
der freundschaftlichen Beziehungen zur jüdischen Gemein-
schaft sollen die Beziehungen zum Zentralrat der Juden in
Deutschland, soweit sie in der Zuständigkeit des Bundes lie-
gen, auf eine vertragliche Grundlage gestellt werden. Dieses
Ziel hebt insbesondere die Präambel zum Vertrag hervor.

Der Zentralrat der Juden in Deutschland repräsentiert die
weitaus überwiegende Mehrheit der in Deutschland leben-
den Juden; er hat den Rechtsstatus einer Körperschaft des
öffentlichen Rechts nach Artikel 140 GG i. V. m. 137 Abs. 5
WRV.

Unbeschadet der grundsätzlichen Zuständigkeit der Länder
für das Staatskirchenrecht (Artikel 30 GG) besteht unter
dem Gesichtspunkt der gesamtstaatlichen Repräsentation
eine Bundeszuständigkeit aus der Natur der Sache zur För-
derung zentraler Einrichtungen nichtstaatlicher Organisatio-
nen, die für das Bundesgebiet als Ganzes von Bedeutung
sind und ihrer Art nach nicht durch ein Land wirksam geför-
dert werden können, zumal hier einer gesamtstaatlichen
Verantwortung Rechnung getragen wird.

II. Der Vertrag im Einzelnen

Zu Artikel 1
In Artikel 1 werden die gegenseitigen Beziehungen gere-
gelt. Die Vertragsparteien streben eine kontinuierliche und
partnerschaftliche Zusammenarbeit an. Mit der Erklärung
des Zentralrats, er sei nach seinem Selbstverständnis für alle
Richtungen innerhalb des Judentums offen, ist die Erwar-
tung verbunden, dass die vereinbarten Leistungen der ge-
samten jüdischen Gemeinschaft zugute kommen. In Satz 2
und 3 werden die Aufgabenbereiche umrissen, zu deren Er-
füllung die finanzielle Unterstützung gewährt wird. Der
Zentralrat der Juden in Deutschland erhält die Leistung ins-
besondere zur Erhaltung und Pflege des deutsch-jüdischen
Kulturerbes, zum Aufbau einer jüdischen Gemeinschaft und
zu seinen integrationspolitischen und sozialen Aufgaben.
Ferner sollen die Mittel der Unterstützung der sächlichen
und personellen Verwaltungsausgaben des Zentralrates die-
nen.

Zu Artikel 2
Der Zentralrat der Juden in Deutschland erhält seit Jahr-
zehnten finanzielle Leistungen des Bundes im Wege einer
jährlichen Zuwendung.

Nach Absatz 1 soll dieser Zuschuss nunmehr als Staatsleis-
tung in Höhe von jährlich 3 Mio. € gewährt werden. Dieser
Betrag wird bereits für das Jahr 2003 nach Inkrafttreten des
Gesetzes zum Vertrag in voller Höhe gewährt.

Absatz 2 enthält eine Anpassungsklausel und nennt ein
wichtiges Anpassungskriterium; andere Gesichtspunkte
sind damit nicht ausgeschlossen. So kann auch berücksich-
tigt werden, inwieweit sich die in Artikel 1 ausgedrückte Er-
wartung verwirklicht, dass der Zentralrat der Juden in
Deutschland alle jüdischen Richtungen repräsentiert. Eine
Verständigung über eine eventuelle Vertragsanpassung er-
folgt nach jeweils fünf Jahren.

Zu Artikel 3
Diese Vorschrift legt die Zahlungsmodalitäten fest. Danach
soll die vertraglich vereinbarte Staatsleistung mit je einem
Viertel an den festgelegten Daten ausgezahlt werden. Da
diese Regelung im Jahr 2003 nicht zu verwirklichen ist, soll
im ersten Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes zum Vertrag
(s. Begründung zu Artikel 2 Abs. 1) die Leistung in einer
Summe ausgezahlt werden.

Zu Artikel 4
Da es sich um eine Staatsleistung handelt, die in einem Ver-
trag festgelegt ist, dem der Bundestag durch Bundesgesetz
zustimmt, sind die Bestimmungen des Zuwendungsrechts
nicht anwendbar. Um gleichwohl eine grundsätzliche staat-
liche Kontrolle der Verwendung der Mittel zu ermöglichen,
sind eine von einem Wirtschaftsprüfer geprüfte Jahresrech-
nung sowie dessen Bericht jährlich vorzulegen.

Zu Artikel 5
In dieser Vorschrift bekundet die Bundesrepublik Deutsch-
land ihre Absicht, die bisher als Zuwendungen im Sinne des
Bundeshaushaltsrechts erbrachten freiwilligen Leistungen
für Einrichtungen des Zentralrats der Juden in Deutschland
– Hochschule für Jüdische Studien und Zentralarchiv zur
Erforschung der Geschichte der Juden in Deutschland –
weiter zu gewähren. Sie werden weiterhin auf freiwilliger
Basis erbracht.

Zu Artikel 6
In Artikel 6 Abs. 1 verpflichtet sich der Zentralrat der Juden
in Deutschland, über die in Artikel 2 und 5 genannten Leis-
tungen hinaus keine weiteren Forderungen an die Bundesre-
publik Deutschland heranzutragen. Mit dem Vertrag bringt
die Bundesrepublik Deutschland ihre Bereitschaft zum Aus-
druck, die Gesamtleistung an den Zentralrat der Juden in
Deutschland im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren
erheblich zu erhöhen. Darüber hinaus besteht kein Bedarf
für die weitere Gewährung freiwilliger Leistungen.

Absatz 2 stellt klar, dass Leistungen auf besonderer Grund-
lage unberührt bleiben. Als Beispiel wird unter anderem die
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern vom
21. Juni 1957, die die Kosten für die Pflege verwaister
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jüdischer Friedhöfe zwischen Bund und Ländern regelt, ge-
nannt.

Zu Artikel 7
Artikel 7 enthält eine weitere Anpassungsklausel. Anders
als die Klausel des Artikels 2 Abs. 2 greift sie bei einer we-
sentlichen Veränderung der Verhältnisse ein. Eine solche
wesentliche Veränderung der Verhältnisse kann auch das Er-
gebnis der Prüfungen der Jahresrechnungen und der Be-
richte des Wirtschaftsprüfers darstellen.

Zu Artikel 8
Artikel 8 enthält eine Freundschaftsklausel, die die Bestim-
mungen über die partnerschaftlichen Beziehungen in Arti-
kel 1 ergänzt.

Zu Artikel 9
Artikel 9 weist auf die Notwendigkeit der Zustimmung des
Deutschen Bundestages durch ein Gesetz hin und enthält die
erforderliche Bestimmung über das Inkrafttreten des Vertra-
ges.
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